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Änderungsantrag zu PB.W01

Nach Zeile 406 einfügen:
Diskriminierungsfreie künstliche Intelligenz
Künstliche Intelligenz soll unsere Gesellschaft freier und nachhaltiger machen. Das aktuell hohe
Diskriminierungspotenzial von künstlicher Intelligenz gegen PoCs, Frauen, LSBTIQ*, Minderheiten und
marginalisierte Gruppen muss durch bindende Gesetzgebung neutralisiert werden. Datensätze,
Algorithmen und Modellierungen müssen auf Diskriminierungsfreiheit geprüft werden. Kann diese nicht
sichergestellt werden, müssen Korrekturmaßnahmen benannt und umgesetzt werden. Transparenz für
Bürger*innen und Zugriff der Aufsichtsbehörden auf Software-Dokumentation, Datensätz und Quellcode
müssen gewährleistet werden. Von Diskriminierung Betroffenen und sie vertretenden Organisationen
müssen niedrigschwellige Rechtsmittel zur Verfügung stehen, wobei die Beweislast bei dem Hersteller
oder Anwender des KI-Systems und nicht bei den Betroffenen liegen muss. Verfahren zur Prüfung der
Diskriminierungsfreiheit von Algorithmen (Black-Box-Testing) müssen rechtlich möglich sein.
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